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Kassation und Wiederaufnahme
zivil-, familien- und arbeitsrechtlicher Entscheidungen
wegen unzureichender Aufklärung des Sachverhalts
GERDJANKE,
wiss. Mitarbeiter am Obersten Gericht

Im Interesse der Rechtssicherheit bestimmt § 16 Abs. 3 GVG, 
daß gerichtliche Entscheidungen nur unter den gesetzlichen 
Voraussetzungen in der vom Gesetz bestimmten Art und 
Weise geändert oder aufgehoben werden dürfen. Außeror­
dentliche Rechtsbehelfe, mit denen unrichtige rechtskräftige 
gerichtliche Entscheidungen aufgehoben werden können, sind 
die Kassation (§§ 160 ff. ZPO) und die Wiederaufnahme des 
Verfahrens (§ І63 ZPO).

Die Kassation von Entscheidungen, die auf einer 
unzureichenden Aufklärung des Sachverhalts beruhen

Im Kassationsverfahren können rechtskräftige Entscheidun­
gen aller Gerichte und gerichtliche Einigungen durch das 
Oberste Gericht und Entscheidungen bzw. Einigungen der 
Kreisgerichte durch die Bezirksgerichte aufgehoben werden. 
Antragsberechtigt sind der Präsident des Obersten Gerichts 
oder der Generalstaatsanwalt der DDR bzw. der Direktor des 
Bezirksgerichts oder der Staatsanwalt des Bezirks. Eine 
rechtskräftige Entscheidung kann immer dann kassiert wer­
den, wenn sie auf einer Verletzung des Rechts beruht (§ 160 
Abs. 1 ZPO). Das Kassationsverfahren dient damit der ein­
heitlichen Anwendung und Auslegung der Gesetze und ande­
rer Rechtsvorschriften.!

Eine gerichtliche Entscheidung beruht auch dann auf einer 
Verletzung des Rechts, wenn das erkennende Gericht seiner 
Verpflichtung zur Aufklärung des für die Entscheidung er­
heblichen Sachverhalts nur unzureichend nachgekommen ist.* 52 1 2 
Ist das Verfahrensrecht — die §§ 2 Abs. 2 Satz 1, 45 Abs. 3 und
52 Abs. 1 ZPO — verletzt, dann ist nicht auszuschließen, daß 
die ergangene Entscheidung auch nicht der materiellen 
Rechtslage entspricht.

Die genannten ZPO-Bestimmungen sind insbesondere 
dann verletzt, wenn über nur teilweise bekannte, für die Ent­
scheidung erhebliche Tatsachen oder über streitiges Tatsa­
chenvorbringen nicht genügend Beweis erhoben wurde, ob­
wohl dem Gericht diesbezügliche Beweismittel bekannt waren 
und die Erhebung dieser Beweise möglich war.

Mitunter werden dem Gericht solche für die Entscheidung 
erheblichen Tatsachen, mit deren Existenz es nicht unbedingt 
zu rechnen brauchte, von den Prozeßparteien nicht vorgetra­
gen, weil sie diese Tatsachen irrigerweise für unerheblich 
halten. Manchmal werden auch Beweismittel, die dem Gericht 
nicht bekannt sind (insbesondere Zeugen, Urkunden und an­
dere Beweisgegenstände) von den Prozeßparteien nicht be­
nannt. In solchen Verfahren fehlt dann dem Gericht die 
Kenntnis von Tatsachen, die für die Entscheidung erheblich 
sind, bzw. es' unterbleibt eine notwendige Beweiserhebung, 
weil dem Gericht nicht bekannt ist, daß eine (weitere) Be­
weisaufnahme möglich wäre.

Der mangelhafte Sadhvortrag bzw. das unterlassene Be­
weisangebot der Prozeßparteien kann darauf zurückzuführen 
sein, daß das Gericht es unterlassen hat, die Prozeßparteien 
aufzufordern, Beweismittel (insbesondere Zeugen, Urkunden 
und andere Beweisgegenstände), die nur ihnen bekannt sind, 
zu benennen bzw. vorzulegen. In solchen Fällen hat das Ge­
richt nicht nur seine Verpflichtung zur Aufklärung des Sach­
verhalts verletzt, sondern auch die ihm gemäß § 2 Abs. 3 ZPO 
obliegende Pflicht, die Prozeßparteien auf ihre Rechte und 
Pflichten zur Mitwirkung bei der Erforschung des für die 
Entscheidung erheblichen Sachverhalts hinzuweisen und sie 
bei der Wahrnehmung dieser Rechte und Pflichten durch ge­
eignete Auflagen und Fragen (vgl. auch §§ 28 Abs. 2, 33 Abs. 2 
Ziff. 1 und 45 Abs. 1 Satz 1 ZPO) zu unterstützen.

Die Hinweis- und Aufklärungspflicht des Gerichts ist je­

doch nicht unbegrenzt. Sie muß ihre Grundlage im Sachver­
halt haben, den die Prozeßparteien unterbreiten, und in ihrem 
erkennbaren Prozeßverlangen.3 Vom Gericht kann nicht ver­
langt werden, daß es eine Prozeßpartei veranlaßt, neue Be­
hauptungen aufzustellen, damit sie möglicherweise in eine 
für sie günstigere Lage gelangt.4 5

Seine Sachaufklärungs- und Hinweispflicht hat das Gericht 
jedoch in der Regel dann verletzt, wenn es unterläßt, eine 
Prozeßpartei aufzufordern, für deren beweisbedürftiges Vor­
bringen solche Beweismittel zu benennen bzw. zugänglich 
zu machen, die nur ihr bekannt sind (insbesondere Zeugen, 
Urkunden und andere Beweisgegenstände).

Das Kassationsverfahren ist ein Rechtsprüfungsverfahren. 
Ausgangspunkt und Grundlage für die Überprüfung der Ge­
setzlichkeit im Kassationsverfahren sind nur die Tatsachen, 
die dem Instanzgericht Vorgelegen hatten oder die es nach 
dem Stand der Dinge hätte ermitteln müssen.3 Für das Kas­
sationsverfahren ist deshalb diejenige Sach- und Rechtslage 
maßgeblich, die zu dem Zeitpunkt bestand, als die mit dem 
Kassationsantrag angegriffene rechtskräftige Entscheidung 
erlassen wurde.6

Ein Kassationsantrag muß daher stets von den Ergebnissen 
des bisherigen gerichtlichen Verfahrens ausgehen. Zu seiner 
Begründung dürfen nur solche Tatsachen bzw. Tatsachenbe­
hauptungen herangezogen werden, die sich aus dem Rechts­
streit ergeben, wie er vor den Instanzgerichten verlaufen ist. 
Nicht zulässig wäre es, solche Tatsachen oder Tatsachenbe­
hauptungen zur Begründung eines Kassationsantrags heran­
zuziehen, die dem Gericht, dessen Entscheidung mit der Kas­
sation angefochten werden soll, erst nach der abschließenden 
Stellungnahme der Prozeßparteien (vgl. dazu §§ 64, 65 Abs. 2 
ZPO) dargelegt worden sind.

Die Feststellung, ob den Instanzgerichten bestimmte Tat­
sachen bzw. Tatsachenbehauptungen vorgetragen worden 
waren, kann nur an Hand der Gerichtsakte (insbesondere aus
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